
	  

SO WEIT MUSS BIO GEHEN.

Wie können Sie schon 
beim Frühstück unser 

Klima schützen?

NACHHALTIG BESSER

Landwirtschaft, wie sie die Bauern von Zurück zum Ursprung betreiben, ist besser fürs 
Klima als herkömmliche, weil dabei weniger CO2 entsteht. Ihre Murauer Bergbauernmilch 
zum Beispiel spart 14,3 Prozent, Ihr Frühstücksei sogar bis zu 49,9 Prozent. So ersparen Sie 

und alle Zurück zum Ursprung-Kunden unserer Umwelt jedes Jahr die CO2-Menge von 
18,5 Millionen LKW-Kilometern. Bio, das weiter geht, ist eben nachhaltig besser. 

Danke, dass Sie mitgehen! Mehr unter www.zurueckzumursprung.at

Mehr Ökologie, mehr
Lebensqualität
Städte & Gemeinden. Auch für sie werden Nachhaltigkeit und Social
Responsibility immer mehr zum Thema. Wenn entsprechende Konzepte
greifen, sind auch die wirtschaftlichen Impulse beträchtlich.

[WIEN] Dass Social Responsibility nicht nur
für Unternehmen ein wichtiger Zukunftsfak-
tor ist, sondern auch für Kommunen, steht
für Experten fest. Betont wird dabei gern der
ökonomische Effekt des schonenden Um-
gangs mit Ressourcen: In Zeiten knapper
werdender finanzieller Mittel seien Städte
umso mehr gefordert, eine nachhaltige
Wertschöpfung sicherzustellen.

Beispiele für kommunale Entwicklungs-
strategien, die Nachhaltigkeits- und soziale
Aspekte berücksichtigen, gibt es zur Genüge.
Allein in Europa haben sich geschätzte 500
Kommunen dazu verpflichtet. Oslo stellte
2004 das Konzept „City of Oslo towards
2020“ vor. Dabei wurden drei Zielgrößen
formuliert – Umwelt, Wissen und Kultur.
Barcelona wiederum will bis 2015 den Anteil
innovativer Industrien an der Wirtschafts-
leistung ausbauen – vor allem durch ein ver-
bessertes Bildungssystem. Und bei der
Zukunftsstrategie „I AMsterdam“ geht es um
die Qualität der niederländischen Haupt-
stadt als Lebens-, Arbeits- und Besuchsort.

Auch kleinere Gemeinden mischen mit.
In Österreich wurden etliche – unter ande-
rem Seeham, Gaschurn, Schönbach, Um-
hausen, Neutal sowie Griffen – mit dem „Eu-
ropäischen Dorferneuerungspreis für ganz-
heitliche, nachhaltige und mottogerechte
Dorfentwicklung“ ausgezeichnet.

Damit eine Nachhaltigkeitsstrategie
greift, gelte es in einem ersten Schritt, das
Potenzial der jeweiligen Gemeinde zu erhe-
ben, sagt Karin Gastinger, Director Public
Sector bei PricewaterhouseCoopers (PwC).
Wichtig sei es, die örtlichen Stakeholder in
die Diskussion einzubeziehen. Und: „Nimmt
man das Thema ernst, muss auch die Bevöl-
kerung befragt werden.“ Eine gute Strategie
müsse die Stärken einer Stadt hervorkehren
und daraus Visionen für die Zukunft entwi-
ckeln. Gleichzeitig müssen Indikatoren defi-

niert und laufend kontrolliert werden, etwa
die demografische Entwicklung oder der
CO2-Ausstoß. „Oft scheitert die Umsetzung
an Banalitäten“, so Gastinger. Die Entwick-
lung eines solchen Konzepts sei allerdings
kein einfaches Unterfangen. Die Arbeit da-
ran binde ein erhebliches Maß an internen
Ressourcen, und wie in der Privatwirtschaft
brauche das Thema einen „Motor“ – jeman-
den, der es vorantreibt und vorlebt. Ohne
entsprechende Unterstützung der Stadt-
oberhäupter gehe außerdem gar nichts.
„Leider scheinen Lippenbekenntnisse en
vogue zu sein“, so Gastinger.

„Enorme Marktimpulse“
Mit Geld sei der Prozess nur schwer zu för-
dern, finden Experten – andererseits sei aber
das zu realisierende Einsparungspotenzial
ein überzeugendes Argument. Und die Aus-
wirkungen auf die Wirtschaft können be-
trächtlich sein. André Martinuzzi, Leiter des
Research Institute for Managing Sustainabili-
ty der WU Wien, nennt als Beispiel die Nie-
derlande, wo sich die öffentliche Hand dem
„Green Public Procurement“ verschrieben
hat. Also einer Beschaffungspolitik nach öko-
logischen Kriterien. „Bedenkt man, dass die
öffentliche Beschaffung in den Niederlanden
für 18 Prozent des BIPs verantwortlich ist,
lässt sich einschätzen, welche enormen
Marktimpulse die Umstellung liefern kann.“

Interessant findet Martinuzzi öffentlich-
private Kooperationen, etwa Cluster-Initiati-
ven oder Beratungsprogramme wie Ökopro-
fit, UmweltServiceSalzburg oder ÖkoMana-
gement Niederösterreich. Wünschenswert
sei aber ein stärkeres Engagement der Poli-
tik. Immerhin habe mit dem Lebensministe-
rium erstmals ein Bundesministerium einen
Nachhaltigkeitsbericht veröffentlicht. „Es
wäre schön, wenn weitere dem guten Bei-
spiel folgen.“ pb

ISO 26000. Die im September verabschiedeten internationalen Leitlinien für soziale Verantwortung rufen nicht nur
Begeisterung hervor – aber auch Kritiker werten sie als Schritt in die richtige Richtung. VON CLAUDIA DABRINGER

„Soziale Verantwortung ist Chefsache“
[WIEN] Keine Norm, sondern ein Leitfaden
mit Tipps und Empfehlungen sei die kürz-
lich verabschiedete ISO 26000 „Guidance on
Social Responsibility“, sagt Petra Kreinecker,
Geschäftsführerin des Netzwerks Soziale
Verantwortung. Auch wenn 90 Staaten und
über 40 Organisationen – NGOs, Konsumen-
tenvertreter, Gewerkschaften – in die Entste-
hung des Papiers eingebunden waren, ist sie
skeptisch, ob es allzu viel bewegen wird.

Bloße Marketingaktivitäten könnten
durch die Bezugnahme auf ISO 26000 zu
CSR-Maßnahmen hochstilisiert werden, be-
fürchtet sie. Kritisiert werden unpräzise For-
mulierungen und – zumindest aus der Sicht
eines Industrielandes – nicht allzu hoch ge-
steckte Ansprüche. Sichtlich erforderte es ei-
nige Kompromisse, bei den Verhandlungen
Hunderte von Delegierten mit ihren kultu-
rellen Unterschieden unter einen Hut zu
bringen. „Die arabischen Länder beispiels-
weise wollten die Begrifflichkeit der ,sexuel-
len Orientierung‘ nicht festgelegt wissen, da
Homosexualität gegen ihren Glauben ver-
stößt. Wir haben uns dann darauf geeinigt,
stattdessen von Beziehungen allgemeiner
Art zu sprechen“, erzählt Martin Neureiter,
Geschäftsführer der CSR Company und Lei-
ter der internationalen Umsetzungsgruppe.
Reibungspunkte habe es auch mit China
gegeben, dessen Regierung sich dagegen ge-
wehrt habe, das „Monopol“ für die Umset-
zung der Menschenrechte aus der Hand zu
geben. Auch hier fand man letztlich einen
Kompromiss, dem die Chinesen ohne Ge-
sichtsverlust zustimmen konnten.

Stand anfangs der Begriff „CSR“ - Corpo-
rate Social Responsibility – quasi als Leit-
stern über den Bemühungen, wurde relativ
bald das Wort „Corporate“ gestrichen. Denn
es stellte sich heraus, dass soziale Verant-

wortung und nachhaltige Entwicklung nicht
nur ein Thema für Unternehmen ist, son-
dern auch für Institutionen wie Universitä-
ten oder Verwaltungen.

„Im Unternehmen Chefsache“
Worum es also geht, ist schlicht „soziale Ver-
antwortung“. Sie lässt sich an sechs Kern-
themen festmachen: Menschenrechte und
Arbeitsbedingungen, Umwelt sowie faire Be-
triebs- und Geschäftspraktiken, Konsumen-
tenbelange, regionale Einbindung und Ent-
wicklung des Umfelds. „Nach ISO-Definition
ist gesellschaftliche Verantwortung Chefsa-
che. Entscheidend für die Umsetzung im
Unternehmen ist es, soziale Verantwortung
in die bestehenden Führungs-, Entschei-
dungs- und operativen Ebenen zu integrie-

ren“, erklärt Karin Huber, Geschäftsführerin
von Comact, einer Agentur für CSR-Bera-
tung und -Kommunikation. „Durch die Ver-
ankerung des Themas in der Unterneh-
mensführung wird der CSR-Manager zu
einer Stabstelle und somit zum Schnittpunkt
zwischen Entscheidungs- und Ausführungs-
ebene.“ Die weit verbreitete Platzierung des
CSR-Verantwortlichen in der Kommunika-
tionsabteilung, im Bereich Umwelt oder HR,
sollte damit der Geschichte angehören,
meint sie. „Hier wird es ein Umdenken in
den Führungsetagen gebenmüssen.“

In Österreich feilt eine Arbeitsgruppe
des „Austrian Standards Institute“ seit
einem Jahr an einem normativen Doku-
ment. „Zweck ist es, Organisationen Vorga-
ben im Sinn eines Handlungsrahmens für

den Prozess der Einführung, Wahrnehmung,
Qualitätssicherung und Steigerung gesell-
schaftlicher Verantwortung zu bieten“, er-
klärt Karl Grün, Director Development. In
dem Dokument sollen inhaltliche Mindest-
erwartungen festgelegt werden, bei deren
Erfüllung „eine Organisation als gesell-
schaftlich verantwortlich wahrgenommen
wird beziehungsweise dieses Engagement
von sich behaupten kann“. Ein solcher Ori-
entierungsrahmen helfe Organisationen,
den Ist-Status zu erfassen, und beinhalte
Handlungsempfehlungen als Hilfestellung
für den Verbesserungsprozess. „Damit wird
der Leitfaden ISO 26000 auch für Konsu-
menten zu einem guten Hilfsmittel, Ange-
bote von Unternehmen auf einer Ebene ver-
gleichen zu können“, erläutert Neureiter.

Stimmenthaltung Österreichs
Bereits im März 2005 hatte die ISO-Arbeits-
gruppe „Social Responsibility“ mit einer Sit-
zung in Brasilien ihre Arbeit aufgenommen.
Im September 2010 stimmten 66 Länder für
die Norm, fünf – darunter die USA – dage-
gen. Acht Länder enthielten sich der Stim-
me, unter ihnen auch Deutschland und Ös-
terreich. Laut Kreinecker kam das österrei-
chische Stimmverhalten durch eine Unei-
nigkeit zwischen den involvierten heimi-
schen Ministerien, NGOs und Interessen-
vertretern zustande – mit ein Grund für ihre
Skepsis hinsichtlich der Umsetzbarkeit.
Trotz aller Kritik sieht sie aber auch positive
Aspekte. So gebe es nun erstmals eine glo-
bale Definition gesellschaftlicher Verant-
wortung, die alle relevanten Themenberei-
che und grundlegenden Konzepte beschrei-
be. „Sicher stellt ISO 26000 einen wichtigen
Bezugspunkt für die weitere Diskussion zur
gesellschaftlichen Verantwortung dar.“

Die Saat ist aufgegangen, braucht aber noch viel Pflege. [ iStockphoto/Izabela Habur ]
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